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Drucksache Nr. 525 


Antrag 

der Fraktion der SPD 

Der Bundestag wolle beschließen, folgendem Gesetzentwurf die Zu- 
stimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die 

Festsetzung von Mindestar]3eitsbedingungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Abschnitt I 

Regelung durch Mindestarbeitsbedingungeri 

§ 1 

(1) Die Regelung von Löhnen und sonstigen Arbeitsbedingungen 
erfolgt zwischen den Tarifvertragsparteien in freier Vereinbarung durch 
Tarifverträge gemäß den Bestimmungen des Tarifvertragsgesetzes. 

(2) Die Regelung von Löhnen und sonstigen Arbeitsbedingungen 
durch Mindestarbeitsbedingungen kann für Gruppen von Arbeitnehmern 
nach Maßgabe dieses Gesetzes festgesetzt werden, wenn eine tarifvertrag- 
liche Regelung durch die Gewerkschaften nicht erfolgt, insbesondere weil 
Vereinigungen der Arbeitgeber in bestimmten Wirtschaftszweigen oder 
für bestimmte Tätigkeiten nicht bestehen oder nur eine Minderheit der 
Beteiligten umfassen oder beschäftigen. 

(3) Die Mindestarbeitsbedingungen können auch festgesetzt werden 
für Personen oder Gruppen von Personen, die im Auftrag und für Rech- 
nung anderer Personen tätig sind, ohne in einem Arbeitsverhältnis zu 
stehen. 


§ 2 

(1) Der Bu.ndesarbeitsminister errichtet einen Hauptausschuß für 
Mindestarbeitsbedingungen (Hauptausschuß). 

(2) Der Hauptausschuß besteht aus einem unparteiischen Vorsitzen- 
den und je sechs Vertretern der Spitzenorganisationen der Gewerkschaf- 
ten und der Vereinigungen der Arbeitgeber (Spitzenorganisationen) als 
Beisitzer. Für jedes Mitglied ist ein Stellenplan zu bestimmen. 
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(3) Den unparteiischen Vorsitzenden und seinen Stellvertreter be- 
ruft der Bimdesarbeitsminister unter Mitwirkung der Spitzenorganisa- 
tionen. 

(4) Die Beisitzer und ihre Stellvertreter werden auf Grund von Vor- 
schlägen der Spitzenorganisationen von dem Bundesarbeitsminister auf 
die Dauer von drei Jahren berufen. Wiederberufung ist zulässig. 

§ 3 

(1) Der Hauptausschuß bestimmt auf Antrag der Gewerkschaften 
oder der Arbeitgeber oder von Amtswegen die Arbeitnehmergruppen 
und sonstigen Personen, für die Mindestarbeitsbedingungen erlassen und 
erlassene Mindestarbeitsbedingungen aufgehoben werden sollen. 

(2) Mindestarbeitsbedingungen sollen erlassen werden, wenn die 
Sicherung angemessener Löhne und sonstiger Arbeitsbedingungen zur 
Befriedigung der notwendigen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Bedürfnisse der Arbeitnehmer und sonstiger Personen erforderlich er- 
scheint. 

(3) Mindestarbeitsbedingungen können aufgehoben werden, wenn 
die Voraussetzungen für ihren Erlaß ganz oder teilweise fortgefallen sind, 
insbesondere wenn Vereinigungen der Arbeitgeber sich gebildet haben, 
deren Mitglieder nicht nur eine Minderheit der Beteiligten umfassen oder 
beschäftigen und wenn zu erwarten ist, daß die tarifvertragliche Verein- 
barung angemessene Lohn- und Arbeitsbedingungen enthalten werden. 

§ 4 - 

Der Vorsitzende des Hauptausschusses hat vor der Bestimmung ge- 
mäß § 3, wonach Mindestarbeitsbedingungen erlassen oder erlassene Min- 
destarbeitsbedingungen aufgehoben werden sollen, die von der Fest- 
setzung betroffenen Gewerkschaften und Vereinigungen der Arbeitgeber 
sowie die Obersten Arbeitsbehörden der beteiligten Länder unter Mit- 
teilung einer angemessenen Frist schriftlich zur Stellungnahme aufzu- 
fordern. Die Stellungnahme der Beteiligten kann auch in einer Sitzung 
des Hauptausschusses mündlich vorgetragen werden. 


Abschnitt II 

Festsetzung von Mindestarbeitsbedingungen 

§ 5 

(1) Sind gemäß § 3 Mindestarbeitsbedingungen zugelassen, so wer- 
den dieselben durch den Festsetzungsausschuß geregelt. 

(2) Für jeden Wirtschaftszweig oder für jede Tätigkeit, für die 
gemäß § 3 Mindestarbeitsbedingungen zugelassen sind, ist ein Fest- 
setzungsausschuß zu errichten. 

(3) Der Festsetzungsaussdiuß wird von der Obersten Arbeitsbehörde 
des Landes errichtet, wenn sich das Gebiet, für das die betreffenden 
Mindestarbeitsbedingungen zugelassen sind, nicht oder nicht wesentlich 
über den Bereich eines Landes erstreckt. 

(4) Der Festsetzungsausschuß wird von dem Bundesarbeitsminister 
errichtet, wenn sich das Gebiet, für das die betreffenden Mindestarbeits- 
bedingungen zugelassen sind, wesentlich über den Bereidi eines Landes 
oder über mehrere Länder erstreckt. 
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(1) Jeder Festictziingsausschuß besteht aus einem unparteiischen V^or- 
sitzenden und je drei bis iiinf Vertretern der Gewerkschaften und der 
Arbeitgeber als Beisitzer. Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu 
bestimmen. 

(2) Den unparteiischen Vorsitzenden und seinen Stellvertreter beruit 
die errichtende Stelle unter Mitwirkung der zuständigen Gcv/erkschaften 
und der Vereinigungen der Arbeitgeber. 

(3) Die Beisitzer und ihre Stellvertreter werden auf Grund von Vor- 
schlägen der zuständigen Gewerkschaften und der Vereinigungen der 
Arbeitgeber oder, soweit solche nicht bestehen, der Spitzenorganisationen 
von der errichtenden Stelle auf die Dauer von drei Jahren berufen. Von 
den Beisitzern muß mindestens je einer Vertreter der Spitzenorganisa- 
tionen sein. Wiederberufung ist zulässig. 

§ 7 

(1) Der Vorsitzende des Festsetzungsausschusses hat vor der Beschluß- 
fassung über die Mindestarbeitsbedingungen die beteiligten Gewerkschaf- 
ten und die Vereinigungen der Arbeitgeber oder, soweit solche nicht 
bestehen, die Spitzenorganivationen zu der Öffentlivdien Sitzung des Fest- 
setzungsausschusses, in der die Mindestarbeitsbedingungen beraten wer- 
den, zu laden. 

(2) Der Festsetzungsausschuß hat den Beteiligten Gelegenheit zu 
geben, ihre Auffassung vorzutragen und Vorschläge zu unterbreiten, so- 
v,^ie Auskunftspersonen und Gutachter zu vernehmen, amtliche Aus- 
künfte und schriftliche Gutachten einzuholen und Besichtigungen an Ort 
und Stelle voizunehmen. 

(3) Erscheint einer der Beteiligten trotz ordnungsgemäß erfolgter 
Ladung nicht und läßt er sich in der Verhandlung nicht ausreichend ver- 
treten, so kann trotz seiner Abwesenheit verhandelt werden. 

(4) Nach der öffentlichen Verhandlung hat der Festsetzungsaussdiuß 
die Mindestarbeitsbedingungen festzusetzen. 

§ 8 

Der § 7 findet entsprechende Anwendung auf die Änderung und die 
Aufhebung von Mindestarbeitsbedingungen. 

§ 9 

Die Festsetzung, die Änderungen und die Aufhebung von Mindest- 
arbeitsbedingungen ist unverzüglich nach der Beschlußfassung im Fest- 
setzungsausschuß von dessen Vorsitzenden in öffentlicher Sitzung zu ver- 
künden. 


Abschnitt III 

Wirkung der Mindestarbeitsbedingungen 
§ 10 

(1) Mindestarbeitsbedingungen gelten unmittelbar und zwingend 
zwischen den Arbeitnehmern und Arbeitgebern, die unter ihren Gel- 
tungsbereich fallen. Abweichende Abmachungen sind nur zulässig, so- 
weit sie ausdrücklich gestattet sind oder eine Änderung zu Gunsten der 
Arbeitnehmer enthalten. 



(2) Günstigere tarifvertragliche Bestimmungen werden durch Min- 
destarbeitsbedingungen nicht berührt. 

(3) Ein Verzicht auf entstandene Rechte aus den Mindestarbeits- 
bedingungen ist nur durch Vergleich zulässig; er bedarf der Billigung der 
Obersten Arbeitsbehörde des Landes. 

(4) Die Obersten Arbeitsbehörden der Länder können ihre Befug- 
nisse aus Absatz 3 den von ihnen gemäß § 11 Absatz 1 beauftragten 
Stellen übertragen. 

(5) Ausschlußfristen für die Geitendmadiung von Rechten aus Min- 
destarbeitsbedingungen können nicht rechtswirksam vereinbart werden. 

(6) Nach Ablauf oder Aufhebung der Mindestarbeitsbedingungen 
gelten die darin enthaltenen Rechtsnormen weiter, bis sie durch eine 
andere Regelung ersetzt werden. 


Abschnitt IV 

Überwachung der Einhaltung der Mindestarbeitsbedingungen 

§ 11 

(1) Die Obersten Arbeitsbehörden der Länder haben für eine wirk- 
same Überwachung der Einnaltung der Mindestarbeitsbedingungen Sorge 
zu tragen. Sie können hiermit besondere Stellen beauftragen. 

(2) Die Obersten Arbeitsbehorden oder die von ihnen nach Absatz 1 
bestimmten Stellen können Arbeitgeber zur Einhaltung der Mindest- 
arbeitsbedingungen auffordern. Sie können insbesondere eine Frist zur 
Nadizahjung von Minderbeträgen des Entgeltes setzen und Vorlage des 
Zahl ungs nach weises verlangen. 

(3) Das Land, vertreten durch die Oberste Arbeitsbehörde oder die 
von ihr nach Absatz 1 bestimmte Stelle, kann im eigenen Namen den 
Anspruch auf Nachzahlung von Minderbeträgen des Entgeltes an den 
Berechtigten gerichtlich geltend machen, Das Urteil wirkt auch für und 
gegen den Berechtigten. 


Abschnitt V 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 
§ 12 

(1) Die Aufsicht über die Geschäftsführung des Hauptausschusses 
führt der Bundes arbeitsminister. 

(2) Die Aufsicht über die Cicschäftsführung der Fcstsetzungsaus- 
schüsse führt die gemäß § 5 für die Errichtung zuständige Stelle. 

§ 13 

(1) Die Kosten des Hauptausschusses trägt der Bundesminister für 
Arbeit. 

(2) Die Kosten der Festsetzungsausschüsse trägt die gemäß § 5 für 
die Errichtung zuständige Stelle. 
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(1) Die Beratungen des Hauptausscliusses und der Festsetzungsaus- 
schüsse sind nicht öffentlich. 

(2) Die Ausschüsse sind beschlußfähig, wenn mindestens zwei Drittel 
ihrer Mitglieder anwesend sind. Stellt der Vorsitzende auf Grund dieser 
Bestimmung die Beschlußunfähigkeit fest, so beruft er eine nächste 
Sitzung ein, und ist der Ausschuß dann beschlußfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

(3) Die Beschlüsse des Hauptausschusses und der Festsetzungsaus- 
schüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei der Beschluß- 
fassung hat sich der Vorsitzende zunächst der Stimme zu enthalten. 
Kommt so eine Stimmenmehrheit nicht zustande, übt nach weiterer Be- 
ratung der Vorsitzende sein Stimmrecht aus. 


§ 15 

Das Amt des Beisitzers ist ein Ehrenamt. Die Beisitzer erhalten eine 
angemessene Entschädigung für den aus der Wahrnehmung ihrer Tätig- 
keit erwadisendcn Verdienstausfall und Aufwand, sowie Ersatz der Fahri- 
kosten entsprechend den für die Beisitzer bei den Arbeitsgcriditen gelten- 
den Vorschriften. Die Entschädigung und die erstattungsfähigen Fahrt- 
kosten im Einzelfall werden von der für die Errichtung der Ausschüsse 
zuständigen Stelle festgesetzt. 


§ 16 

(1) Füi die Voraussetzungen für das Beisitzeramt, die Besondersheiten 
für Beisitzer aus Kreisen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die Ableh- 
nung des Beisitzeramtes und den Schutz der Arbeitnehmerbeisitzer gelten 
die für Beisitzer von Arbeitsgerichten erlassenen Vorschriften mit den 
sich aus Absatz 2 ergebenden Abweichungen entsprechend. 

(2) Wird das Fehlen einer Voraussetzung für die Berufung nachträg- 
lich bekannt, fällt eine Voraussetzung nachträglich fort oder verletzt ein 
Beisitzer gröblich seine A.mtspfÜchten, so kann ihn die zuständige 
Arbeitsbehörde seines Amtes entheben. Über die Berechtigung zur Ab- 
lehnung des Beisitzeramtes entscheidet die zuständige Arbeitsbehörde. 


§ 17 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben dem Hauptausschuß, den Fcst- 
setzimgsausschüssen sowie den Obersten Arbeitsbehörden und den mit der 
Übervv''achung der Einhaltung der Mindestarbeitsbedingungen beauftrag- 
ten Stellen oder Personen auf Verlangen Auskünfte über alle die Min- 
destarbeitsbedingiingen betreffenden Fragen zu erteilen, die Besichtigung 
aller Betriebs- und sonstigen Arbeitseinrichtungen zu gestatten und 
Bücher und sonstige Unterlagen anzulegen. 


§ 18 

Die Zulassung der Festsetzung von Mindestarbeitsbedingungen, die 
Festsetzung, die Änderung, die Aufhebung oder der Ablauf von Mindest 
arbeitsbedingungen sowie -die Errichtung von Festsetzungsausschüssen be- 
dürfen der öffentlichen Bekanntmachung. 

Sie sind im Arbeitsblatt der Bundesrepublik abzudrucken. 



§ 19 

Die Mindestarbeltsbedingungen sind in das gemäß Taritvertragsgesetz 
geführte Tarifvertragsregister von der zuständigen Stelle cinzutragen. 

§ 20 

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die für ihren Betrieb maßgebenden 
Mindestarbeitsbedingungen an geeigneter Stelle im Betrieb auszulegen 
oder den in Betracht kommenden Arbeitnehmern und sonstigen Personen 
in geeigneter Weise zugängig zu machen. 

§' 21 

Der Bundesarbeitsminister kann unter Mitwirkung der Spitzenorgani- 
sationen und der Obersten Arbeitsbehörde der Länder die zur Durch- 
führung des Gesetzes erforderlichen Vorschriften erlassen. 

§ 22 

Das Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 7. Februar 1950 


Olleiihauer und Fraktion 



